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RAT DER 
EUROPÄISCHEN UNION

 DE 
"Gleiche Chancen und uneingeschränkte gesell 

schaftliche Beteiligung für alle jungen Menschen" 
 

Entwurf einer Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten 

 
2802. Rat "BILDUNG, JUGEND und KULTUR" 

Brüssel, den 24./25. Mai 2007 
 

DER RAT UND DIE IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIERUNGEN DER 
MITGLIEDSTAATEN – 

IN ERWÄGUNG NACHSTEHENDER GRÜNDE: 

(1) Mit dem Europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle (2007)1 soll der hohe Stellenwert 
einer auf sozialem Zusammenhalt beruhenden, gerechten Gesellschaft hervorgehoben und 
eine breite Diskussion über die Frage angestoßen werden, wie die Teilhabe benachteiligter 
und diskriminierter Gruppen verbessert werden kann. 

(2) In seiner Entschließung vom 18. Mai 20042 hat der Rat bekräftigt, dass die sozialen Rahmen-
bedingungen, unter denen die Jugendlichen aufwachsen, direkte Auswirkungen auf den Erfolg 
politischer Strategien und Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit und der sozialen 
und beruflichen Eingliederung haben, und dass Bedingungen, für die die Jugendlichen selbst 
im Allgemeinen nicht verantwortlich sind, oft ihre Partizipation an der Gesellschaft verhin-
dern, ihre Möglichkeiten zur Ausübung ihrer bürgerlichen Rechte einschränken und im 
flagranten Widerspruch zum Grundsatz der Chancengleichheit stehen. 

                                                 
1 Beschluss Nr. 771/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 

zur Einführung des Europäischen Jahres der Chancengleichheit für alle (2007) – Beitrag zu 
einer gerechten Gesellschaft (ABl. L 146 vom 31.5.2006, S. 1). 

2 Entwurf einer Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten über soziale Integration und Jugendliche (Dok. 9601/04 vom 18. Mai 
2004). 
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(3) Der Rat hat am 18. Mai 20043 unterstrichen, dass Jugendliche bei der Bekämpfung von 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus sowie damit zusammenhängender 
Intoleranz und aller Formen der Diskriminierung sowie bei der Förderung von kultureller 
Vielfalt, gegenseitigem Respekt und Solidarität eine bedeutende Rolle spielen. 

(4) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung im Frühjahr 2005 den Europäischen Pakt für die 
Jugend als Teil der neu belebten Lissabonner Strategie angenommen; dieser Pakt soll – durch 
sektorenübergreifende politische Bemühungen – die Bildung und Ausbildung junger Men-
schen, ihre Mobilität sowie ihre berufliche Eingliederung und gesellschaftliche Beteiligung 
fördern, wobei vor allem benachteiligten Jugendlichen Vorrang eingeräumt werden soll. 

(5) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung im Frühjahr 2006 den sozialen Zusammenhalt und 
die Förderung der Chancengleichheit für alle als entscheidende Grundlage für Reformen der 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in den Mitgliedstaaten im Einklang mit den Zielen des 
Lissabon-Prozesses beschrieben und als Priorität Maßnahmen zur Umsetzung des Europäi-
schen Pakts für die Jugend genannt. 

(6) Die soziale Eingliederung ist ein wichtiger Kernbereich des Programms "Jugend in Aktion"4; 
daher wurde eine Strategie ausgearbeitet, um insbesondere Jugendlichen mit einem weniger 
privilegierten schulischen, sozio-ökonomischen, kulturellen und geographischen Hintergrund 
sowie Jugendlichen mit einer Behinderung den Zugang zu Programmaktivitäten zu ermög-
lichen. 

(7) In seinem Beitrag für die Frühjahrstagung des Europäischen Rates 2007 hat der Rat vier 
Kernprioritäten für die weitere Umsetzung des Europäischen Paktes für die Jugend heraus-
gestellt, und zwar: Unterstützung der Jugendlichen beim Übergang zwischen Schule, Aus-
bildung und Arbeit; Notwendigkeit individueller Wege zur Integration; Notwendigkeit lokaler 
und regionaler Strategien zur Umsetzung des Pakts; und stärkere Einbeziehung einer Jugend-
dimension bei der allgemeinen Umsetzung der Lissabonner Strategie. 

(8) Auf seiner Frühjahrstagung 2007 hat der Europäische Rat die Kommission ersucht, mit Blick 
auf ihren Vorschlag für integrierte Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung (2008-2011) 
im Herbst 2007 einen Zwischenbericht vorzulegen. Er forderte einen verstärkt lebenszyklus-
orientierten Ansatz im Bereich der Beschäftigung, um den Zugang zum Arbeitsmarkt zu ver-
bessern. Die Mitgliedstaaten kamen überein, ihre Maßnahmen weiter auszubauen, um die 
aktive Beteiligung der Jugendlichen am Wirtschaftsleben und am Arbeitsmarkt, einschließlich 
des Übergangs von der Schule zur Arbeit, zu fördern und das Potenzial, das sie für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung unserer Gesellschaften darstellen, in vollem Umfang zu 
nutzen. 

                                                 
3 Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 

zu Rassismus und Intoleranz in Bezug auf Jugendliche (Dok. 9405/04 vom 28. Mai 2004). 
4 ABl. L 327 vom 24.11.2006, S. 30. 
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(9) Im Rahmen des strukturierten Dialogs sind Jugendliche und Vertreter von Jugendverbänden 
anlässlich des vom deutschen Vorsitz veranstalteten Jugendevents im April 2007 in Köln 
zusammengekommen und haben eine Reihe politischer Prioritäten und Verpflichtungen im 
Hinblick auf eine größere Chancengleichheit und stärkere gesellschaftliche Beteiligung in 
Form eines Handlungsplans festgelegt – 

STELLEN folgendes FEST: 

1. Unter gleichen Chancen der gesellschaftliche Beteiligung ist das Recht aller jungen Menschen 
auf Zugang zu einer hochwertigen allgemeinen und beruflichen Bildung, Wohnraum, ange-
messenen Arbeitsbedingungen und zu allen einschlägigen Bereichen des sozialen Sicherungs- 
und/oder Beschäftigungssystems gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Prakti-
ken im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht zu verstehen und das Recht auf Mitwirkung an 
den sie betreffenden sozialen und politischen Diskussionen und Entscheidungsprozessen und 
nicht zuletzt das Recht auf eine gesunde Lebensweise und ein selbstbestimmtes Leben mit 
Freizeit, in der sie ihren eigenen Interessen nachgehen können. 

2. Mit dem Europäischen Jahr der Chancengleichheit für alle soll das Bewusstsein der Menschen 
in der Europäischen Union dafür geschärft werden, dass sie einen Anspruch auf Gleich-
behandlung haben; zudem soll eine Debatte über die Vorzüge der Vielfalt für die Gesellschaft 
wie für den Einzelnen angestoßen werden. Damit junge Menschen ihre Rechte wahrnehmen 
können, brauchen sie maßgeschneiderte Informationen und Unterstützung für ihr Engagement 
gegen alle Formen der Diskriminierung. Diese Informationen und Unterstützung müssen nicht 
nur von ihren Familien kommen, sondern von der gesamten Gesellschaft, insbesondere von 
Bildungseinrichtungen, Personen, die im Jugendbereich tätig sind, NRO, den Medien und von 
staatlichen Stellen auf allen Ebenen sowie nationalen Antidiskriminierungsstellen. 

3. Die nationale und europäische Politik für eine bessere soziale und berufliche Eingliederung 
junger Menschen muss den besonders zahlreichen Problemen in benachteiligten städtischen 
und ländlichen Gebieten Rechnung tragen und berücksichtigen, dass Jugendpolitik auf zielge-
richtete und sektorenübergreifende Maßnahmen drängen muss, um Chancengleichheit für 
Jugendliche zu gewährleisten, die in solchen Gegenden aufwachsen. 

4. Damit sich Jugendlichen mit weniger Chancen tatsächlich die gleichen Perspektiven eröffnen, 
müssen besondere Maßnahmen ergriffen werden, um die Entfaltung ihrer individuellen Mög-
lichkeiten zu fördern und Stereotypen und Vorurteile in der Gesellschaft zu überwinden. 

5. Bei der Durchführung von politischen Maßnahmen muss auf Generationengerechtigkeit 
geachtet werden; deshalb müssen die strukturellen Hindernisse für die Chancengleichheit und 
die gesellschaftliche Beteiligung junger Menschen beseitigt werden. Auch dies trägt dazu bei, 
die Diskriminierungen, denen junge Menschen nicht nur auf Grund ihres Alters, sondern oft 
auch aus vielfältigen anderen Gründen ausgesetzt sind, zu bekämpfen. 
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FORDERN DIE MITGLIEDSTAATEN UND DIE KOMMISSION AUF, 

1. die verschiedenen Formen des strukturierten Dialogs mit jungen Menschen zu fördern und die 
Ergebnisse dieses Dialogs auf allen Ebenen gebührend zu berücksichtigen; 

2. die Kohärenz der Maßnahmen zur Umsetzung des Europäischen Pakts für die Jugend zu ver-
bessern, damit sichergestellt wird, dass die Eingliederung junger Menschen nachhaltig ist und 
diese Maßnahmen zudem die Zielgruppen, insbesondere benachteiligte junge Menschen, auch 
tatsächlich erreichen, indem sie ihre Bedürfnisse, ihren Hintergrund und ihre Motivation 
berücksichtigen; 

3. zu versuchen, auch in Konsultationen mit den Sozialpartnern, einen ausgewogenen Ansatz für 
junge Menschen im Sinne der Flexicurity zu entwickeln, den Übergang von der Schule in den 
Beruf zu erleichtern, Arbeitslosigkeit und prekäre Arbeitsbedingungen zu vermeiden und dazu 
beizutragen, dass Familie, Privatleben und Beruf besser miteinander in Einklang gebracht 
werden können; 

4. mittels der offenen Methode der Koordinierung die Betonung auf die jugendpolitischen Ziele 
im Bereich des Sozialschutzes und der sozialen Eingliederung zu legen und gegebenenfalls 
entsprechende Beiträge an den Ausschuss für Sozialschutz und den Beschäftigungsausschuss 
zu richten, um den Belangen der Jugend mehr Gewicht zu verleihen, die gesellschaftliche 
Eingliederung junger Menschen zu fördern und ihr Armutsrisiko zu verringern; 

5. die Bedeutung der vier Prioritäten der offenen Koordinierungsmethode im Jugendbereich – 
nämlich Beteiligung, Information, Freiwilligentätigkeit sowie ein größeres Verständnis und 
eine bessere Kenntnis der Jugendlichen – im Hinblick auf eine erfolgreiche Eingliederungs-
politik stärker herauszustellen und die Auswirkungen der offenen Koordinierungsmethode bei 
der Ausarbeitung der politischen Maßnahmen für gleiche Chancen und bessere soziale und 
berufliche Eingliederung zu verstärken; 

6. den Wissensstand über die Lebensqualität junger Frauen und Männer in Europa, vor allem in 
Bezug auf Lebens- und Arbeitsbedingungen, Verhaltensweisen, Werte, Sorgen und Möglich-
keiten für ihre bessere gesellschaftliche Beteiligung zu erweitern und dabei auf bereits vor-
handene Forschungsarbeiten, Verfahren und Daten, insbesondere das Siebte Forschungs-
rahmenprogramm, zurückzugreifen, um eine stärkere Aussagekraft und bessere Vergleichbar-
keit der diesbezüglichen Daten und Erkenntnisse zu erreichen; 

7. das Programm "Jugend in Aktion" voll zu nutzen und zahlreiche und umfangreiche Möglich-
keiten des nicht formalen und informellen Lernens anzubieten, so dass so viele junge Men-
schen wie möglich die Chance erhalten, die Fertigkeiten und Kompetenzen zu erwerben, die 
für aktive Bürgerschaft, ein selbstbestimmtes Leben und eine gesunde Lebensweise erforder-
lich sind; 
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8. im Einklang mit der Entschließung des Rates vom 19. Mai 20065 die Möglichkeiten für nicht 
formales und informelles Lernen sowie für Freiwilligentätigkeit zu erweitern und die Aner-
kennung der so gewonnenen Ergebnisse und Erfahrungen zu verbessern; insbesondere sollten 
mehr Möglichkeiten des interkulturellen Lernens geschaffen und dadurch Werte wie gegen-
seitiger Respekt, Vielfalt, Gleichberechtigung, Menschenwürde und Solidarität gefördert wer-
den. Im Hinblick auf dieses Ziel sollten junge Menschen eingeladen werden, sich an der Vor-
bereitung und Durchführung des Europäischen Jahrs des interkulturellen Dialogs 2008 zu 
beteiligen; 

9. zusammen mit Jugendverbänden, den jungen Menschen selbst und anderen jugendpolitischen 
Akteuren nach Wegen zu suchen, wie eine […] aktivere Beteiligung aller jungen Menschen 
an den sie betreffenden Diskussionen und Entscheidungsprozessen erzielt werden kann und 
wie dabei neue Formen der Beteiligung junger Menschen aus benachteiligten städtischen und 
ländlichen Gebieten gefördert werden können; 

10. den Anliegen junger Menschen in der Antidiskriminierungspolitik mehr Gewicht zu verleihen 
und jungen Menschen und ihren Organisationen bei der Bekämpfung von Diskriminierung, 
Benachteiligungen, sozialer Ausgrenzung und Intoleranz zu helfen; 

11. die soziale Dimension des Sports und der Kultur als Mittel der sozialen Integration, das dazu 
angetan ist, Diskriminierungen entgegenzuwirken und die Toleranz unter jungen Menschen zu 
stärken, mehr zur Geltung zu bringen; 

12. bei der Ausarbeitung einer EU-Strategie für die Rechte der Kinder das Recht aller jungen 
Menschen auf gleiche Chancen und gesellschaftliche Beteiligung zu berücksichtigen; 

13. bei der Bewertung des Europäischen Jahrs der Chancengleichheit für alle (2007) und den 
anschließenden Folgemaßnahmen sicherzustellen, dass den jungen Menschen und dem 
Schwerpunkt Jugendpolitik auf allen Ebenen – der europäischen, der nationalen, der regiona-
len und der lokalen – Rechnung getragen wird; 

ERSUCHEN DIE KOMMISSION, 

1. im Rahmen ihres Engagements für gleiche Chancen und eine bessere berufliche und soziale 
Eingliederung die enge Zusammenarbeit ihrer zuständigen Dienststellen weiter auszubauen, 
um der Jugenddimension in der Politik der sozialen Eingliederung und im Rahmen der erneu-
erten Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäftigung ein stärkeres Gewicht zu verleihen; 

2. dem Rat Informationen über jugendpolitische Analysen zum Stand der Umsetzung des 
Europäischen Pakts für die Jugend, die im Rahmen der Bewertung der nationalen Reform-
programme regelmäßig durchgeführt werden, vorzulegen; 

                                                 
5  Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied-

staaten über die Anerkennung des Wertes von nicht formalen und informellen Lern-
erfahrungen im europäischen Jugendbereich (ABl. C 168 vom 20.7.2006, S. 1). 
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ERSUCHEN DIE MITGLIEDSTAATEN, 

1. als Teil der weiteren Umsetzung des Europäischen Pakts für die Jugend die Entwicklung loka-
ler und/oder regionaler Strategien zu fördern. Diese Strategien sollten alle betroffenen 
Akteure, die Sozialpartner und die jungen Menschen selbst einbeziehen und dazu beitragen, 
dass individuelle Unterstützungsmaßnahmen eingeführt und qualifizierte und leicht zugäng-
liche Orientierungs- und Beratungsdienste für den Übergang zwischen Schule, Ausbildung 
und Arbeit sowie angemessene Bedingungen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie, 
Privatleben und Beruf gefördert werden; 

2. bei ihren nationalen Reformprogrammen und wichtigsten politischen Maßnahmen, die sich 
auf die Lebensqualität junger Menschen auswirken, den Belangen junger Menschen Vorrang 
einzuräumen, indem sie die sektorenübergreifende Zusammenarbeit zwischen Jugendpolitik 
und anderen wichtigen Politikbereichen (Bildungs-, Wirtschafts-, Beschäftigungs-, Familien-, 
Sozial-, Gesundheits-, Sport-, Kinderrechte-, Gleichstellungs- und Kulturpolitik sowie Woh-
nungspolitik und regionale und örtliche Raumordnung) verstärken; 

3. ihre Bemühungen zur Reduzierung der Zahl der Schulabbrecher durch geeignete Anreize und 
Aktionen fortzusetzen, indem sie insbesondere spezifische Maßnahmen ergreifen, damit junge 
Menschen mit geringeren Chancen wirklich uneingeschränkt an der Bildung beteiligt werden 
und indem sie die Qualität und Attraktivität der allgemeinen und beruflichen Bildung fördern; 

4. die Ressourcen des Europäischen Strukturfonds, insbesondere des Europäischen Sozialfonds, 
in Übereinstimmung mit dem Europäischen Pakt für die Jugend zur Ausarbeitung und Bereit-
stellung von Maßnahmen einzusetzen, um so die Umsetzung des Pakts, insbesondere auf 
lokaler und regionaler Ebene, stärker zu fördern; 

5. im Einklang mit dem Grundsatz des strukturierten Dialogs die Mitwirkung junger Menschen 
an Planungen für soziale Begegnungsstätten in benachteiligten städtischen und ländlichen 
Gebieten zu entwickeln oder auszubauen und die Ergebnisse und Erfahrungen unter Nutzung 
der offenen Koordinierungsmethode zu verbreiten. 

 
 
 

____________________ 
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